
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Wolfgang Decker (SPD) vom 21.06.2010 
betreffend Modellprojekt "Bürgerarbeit" 
und  
Antwort  
des Ministers für Arbeit, Familie und Gesundheit 
 
 
 
Vorbemerkung des Hessischen Ministers für Arbeit, Familie und Ge-
sundheit: 
Das Bundesprogramm Bürgerarbeit, für dessen dreijährige Laufzeit insge-
samt rund 1,3 Mrd. € aus dem Bundesetat (230 Mio. € pro Jahr) und Mitteln 
des Europäischen Sozialfonds (200 Mio. € pro Jahr) zur Verfügung stehen, 
setzt auf Erfahrungen eines Pilotprojektes in Bad Schmiedeberg auf. Der 
Projektverlauf sieht 4 Stufen vor: 
 
1. Stufe: Profiling und Job-Beratung 
In dieser Stufe wird mit allen Arbeitslosen ein umfassendes Profiling durch-
geführt, dem sich eine Job-Beratung anschließen soll. Ein Ziel des Profiling 
ist es, die Marktnähe der Kunden zu ermitteln und die weiteren Schritte zur 
Integration festzulegen. 
 
2. Stufe: Zeitnahe Vermittlung marktnaher Kunden 
In der zweiten Stufe sollen die als marktfähig eingestuften Arbeitslosen um-
gehend in den ersten Arbeitsmarkt eingegliedert werden. Dazu sollen, soweit 
vorhanden, passende Stellenangebote auf dem ersten Arbeitsmarkt unterbrei-
tet und die Bewerbungsergebnisse konsequent verfolgt werden. Bei geeigne-
ten Personen soll auch die Möglichkeit der Aufnahme einer Selbständigkeit 
geprüft und ggf. gefördert werden. 
 
3. Stufe: Fördermaßnahmen für Kunden mit Vermittlungshemmnissen 
Bei Vermittlungshemmnissen, die auf Qualifikationsdefizite zurückzuführen 
sind, sieht das Konzept in der dritten Stufe die rasche Zuweisung in entspre-
chende Weiterbildungs- oder Trainingsmaßnahmen vor, um diesbezüglich 
persönliche oder qualifikatorische Defizite auszugleichen und die Chancen 
auf Wiedereingliederung in den ersten Arbeitsmarkt zu erhöhen. 
 
4. Stufe: Bürgerarbeit im engeren Sinne für nicht vermittelbare Arbeitslose 
Führt auch die dritte Stufe nicht zur gewünschten Wiedereingliederung in 
den ersten Arbeitsmarkt, greift schließlich die vierte und letzte Stufe des 
Modells. Hierbei handelt es sich um die "Bürgerarbeit" im engeren Sinne, 
d.h. eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ohne Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung. Von den Tätigkeitsbereichen soll "Bürgerarbeit" 
marktfern organisiert sein und deckt im Wesentlichen die klassischen Felder 
von ABM- bzw. gemeinnütziger Arbeit in Kommunen ab. 
 
An der mindestens sechsmonatigen Aktivierungsphase (Stufe 1 bis 3) sollen 
160.000 erwerbsfähige Hilfebedürftige teilnehmen, für die Beschäftigungs-
phase ab dem 15. Januar 2011 stehen 34.000 Bürgerarbeitsplätze zur Verfü-
gung.  
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Diese Vorbemerkung vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie 
folgt: 
 
Frage 1. Welche Position vertritt die Landesregierung in Bezug auf Projekte wie "Bürgerar-

beit"? 
 
Die Landesregierung sieht das Modell "Bürgerarbeit" als Schritt in die rich-
tige Richtung an. Allerdings vertritt sie die Auffassung, dass eine konse-
quente Umsetzung der Prämissen von "Fördern und Fordern" durch eine 
engmaschige Betreuung und eine grundsätzliche Arbeitsverpflichtung für 
leistungsfähige Bezieher von Leistungen der Grundsicherung nach dem SGB 
II, den erfolgversprechenderen Weg  zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit darstellt. 
Gleichwohl hat die Landesregierung den Grundsicherungsträgern aus Hessen 
Unterstützung zugesagt und wird die Umsetzung des Modellprojekts aktiv 
begleiten.  
 
Frage 2. Welche hessischen Grundsicherungsträger nach SGB II haben sich für das von der 

Bundesregierung ausgeschriebene Modellprojekt "Bürgerarbeit" beworben?  
 
Aus Hessen haben folgende SGB II-Träger Konzepte eingereicht: 
- ARGE Gießen 
- ARGE Stadt Offenbach 
- ARGE Schwalm-Eder-Kreis 
- ARGE Werra-Meißner-Kreis 
- ARGE Wetteraukreis 
- ARGE Landkreis Kassel 
- ARGE Stadt Kassel 
- ARGE Lahn-Dill-Kreis 
- ARGE Waldeck-Frankenberg  
- Landkreis Marburg-Biedenkopf (zkT) 
 
Mittlerweile haben sämtliche antragstellenden hessischen Grundsicherungs-
träger nach dem SGB II einen Zuschlag durch das BMAS erhalten.  
 
Frage 3. Welche Konzepte lagen der Bewerbung jeweils zugrunde? 
 
Die von den Grundsicherungsträgern eingereichten Konzepte sind der 
Anlage (1 bis 10) beigefügt. 
 
Frage 4. Mit welchen Zuschüssen können die Grundsicherungsträger im Fall bei Annahme 

ihrer Bewerbung rechnen? 
 
Gemäß dem Ausschreibungstext soll eine Förderung in Höhe von bis zu 
1.080 € monatlich erfolgen. Hiervon sollen 500 € ESF-Mittel des Bundes als 
Zuschuss zum Arbeitsentgelt, die restlichen 580 € sollen dem Arbeitgeber 
als Pauschale für Lohn- und Sozialversicherungskosten aus Bundesmitteln 
pauschal gewährt werden. 
 
Frage 5. Plant die Landesregierung, für diese Projekte zusätzlich Zuschüsse aus dem Lan-

deshaushalt zu gewähren? 
 
Für die Finanzierung der ersten drei Projektphasen besteht die Möglichkeit 
der Kofinanzierung über das Landesprogramm "PiA" (Passgenau in Arbeit). 
Eine hierüber hinausgehende Förderung ist nicht beabsichtigt 
 
Wiesbaden, 5. August 2010 

Jürgen Banzer 
 
Anlagen  
 
Die Anlagen können in der Bibliothek 
des Hessischen Landtags eingesehen  
oder im Internet im Dokumentenarchiv  
(www.Hessischer-Landtag.de) abgerufen  
werden.  
 
















































































































































































































































